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Gewinnabführungsvertrag 

 

zwischen 

 

(1) Deutsche Geothermische Immobilien AG mit Sitz in Frankfurt am Main 

(Geschäftsanschrift: Moselstraße 27, 60329 Frankfurt am Main), eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 103427,  

- nachfolgend „Organträgerin” genannt - 

(2) DGI Holding GmbH mit Sitz in Frankfurt am Main (Geschäftsanschrift: Moselstraße 27, 

60329 Frankfurt am Main), eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt 

am Main unter HRB 105167, 

- nachfolgend „Organgesellschaft” genannt - 

PRÄAMBEL: 

 Das Stammkapital der Organgesellschaft beträgt EUR 25.000,00 und ist in voller Höhe 

erbracht.  

 Das Geschäftsjahr der Organgesellschaft ist das Kalenderjahr. 

 Zwischen der Organträgerin und der Organgesellschaft soll ab dem 01. Januar 2022 

eine körperschaft- und gewerbesteuerliche Organschaft errichtet werden. 

1. Gewinnabführung und Verlustübernahme 

 Die Organgesellschaft verpflichtet sich, während der Vertragsdauer ihren ganzen 

Gewinn, der sich unter Berücksichtigung von nachstehender Ziffer 1.2 ergibt, unter 

entsprechender Anwendung sämtlicher Regelungen des § 301 AktG in seiner jeweils 

gültigen Fassung an die Organträgerin abzuführen.  

 Die Organgesellschaft kann mit Zustimmung der Organträgerin Beträge aus dem 

Jahresüberschuss nur insoweit in Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB) einstellen, als 

dies handelsrechtlich und steuerrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer 

Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer dieses Vertrages gebildete 

andere Gewinnrücklagen sind aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages 

zu verwenden oder als Gewinn abzuführen, wenn die Organträgerin dies verlangt und 

wenn dies bei vernünftiger kaufmännischer Betrachtung gerechtfertigt ist. § 301 S. 2 
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AktG in seiner jeweils gültigen Fassung gilt entsprechend. Die Abführung von Beträgen 

aus vorvertraglichem Gewinnvortrag oder aus der Auflösung von anderen 

vorvertraglichen Gewinn- oder Kapitalrücklagen sowie während der Dauer dieses 

Vertrags gebildeten Kapitalrücklagen im Sinne von § 272 Abs. 2 HGB ist 

ausgeschlossen; sie dürfen auch nicht zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages der 

Organgesellschaft verwendet werden.  

 Für die Verlustübernahme gelten die Vorschriften des § 302 AktG in seiner jeweils 

gültigen Fassung entsprechend.  

 Die Gewinnabführung und die Verlustausgleichspflicht werden jeweils zum Schluss 

eines Geschäftsjahres der Organgesellschaft fällig. 

 Die Organträgerin kann eine Vorababführung von Gewinnen verlangen, wenn und 

soweit dies gesetzlich zulässig ist, insbesondere unter Beachtung von §§ 30 ff. GmbHG. 

Die Vorababführungen werden mit dem sich aus dem festgestellten Jahresabschluss 

der Organgesellschaft gemäß Ziffer 1.1 ergebenden Anspruch der Organträgerin auf 

Gewinnabführung verrechnet.  

2. Kein Ausgleich und keine Abfindung  

Da an der Organgesellschaft keine außenstehenden Gesellschafter beteiligt sind, ist das 

Angebot eines Ausgleichs analog § 304 AktG und einer angemessenen Abfindung analog 

§ 305 AktG nicht erforderlich. 

3. Wirksamkeit, Vertragsdauer  

 Der Vertrag steht unter der aufschiebenden Bedingung der Zustimmungen der 

Gesellschafterversammlungen der Organträgerin und der Organgesellschaft. 

 Der Vertrag wird mit der Eintragung in das für die Organgesellschaft zuständige 

Handelsregister wirksam und gilt rückwirkend ab Beginn des Geschäftsjahres der 

Organgesellschaft, in dem dieser Vertrag in das für die Organgesellschaft zuständige 

Handelsregister eingetragen wurde (d.h. bei Eintragung in 2022 ab dem 1. Januar 

2022). 

 Dieser Vertrag wird unbeschadet einer Kündigung aus wichtigem Grund entsprechend 

Ziffer 3.5 dieses Vertrages bis zum Ablauf von fünf (5) Zeitjahren, gerechnet ab Beginn 

des Geschäftsjahres der Organgesellschaft, für das dieser Vertrag erstmals gilt, fest 

vereinbart und verlängert sich danach auf unbestimmte Zeit. Fällt das Ende der fünf (5) 

Zeitjahre (z.B. wegen Bildung eines Rumpfgeschäftsjahres) auf einen Zeitpunkt 

innerhalb des laufenden Geschäftsjahres der Organgesellschaft, so verlängert sich die 

Laufzeit dieses Vertrages bis zum Ablauf dieses Geschäftsjahres. 
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 Dieser Vertrag kann erstmals zum Ende der festen Vertragsdauer nach Ziffer 3.3 dieses 

Vertrages mit einer Kündigungsfrist von einem (1) Monat schriftlich gekündigt werden. 

Nach diesem Zeitpunkt kann er von jeder Partei zum Ende eines jeden Geschäftsjahres 

der Organgesellschaft mit einer Frist von zwei (2) Monaten schriftlich gekündigt werden. 

 Die fristlose Kündigung aus wichtigem Grunde bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt 

insbesondere vor, wenn die Organträgerin infolge einer Veräußerung von 

Geschäftsanteilen an der Organgesellschaft nicht mehr mehrheitlich an der 

Organgesellschaft beteiligt ist, die Organträgerin die Beteiligung an der 

Organgesellschaft in einer anderes Unternehmen einbringt sowie bei Verschmelzung, 

Spaltung oder Liquidation der Organträgerin oder der Organgesellschaft oder wenn ein 

sonstiger wichtiger Grund im Sinn der R 14.5 Abs. 6 KStR 2022 oder einer 

entsprechenden steuerlichen Vorschrift, die im Zeitpunkt der Kündigung dieses 

Vertrages Anwendung findet, gegeben ist. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen. 

 Wenn der Vertrag endet hat die Organträgerin den Gläubigern der Organgesellschaft 

entsprechend § 303 AktG Sicherheit zu leisten. 

4. Schlussbestimmungen 

 Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen dieses 

Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt insbesondere auch für eine Änderung 

dieses Schriftformerfordernisses. 

 Dieser Vertrag sowie sämtliche damit in Zusammenhang stehenden vertraglichen und 

außervertraglichen (einschließlich deliktische) Ansprüche, Rechte und sonstigen 

Rechtsfragen sowie sämtliche Ansprüche, Rechte und sonstige Rechtsfragen im 

Zusammenhang mit dem Nichtbestehen, der Unwirksamkeit oder der Beendigung 

dieses Vertrages unterliegen deutschem Recht und ausschließlicher Gerichtsstand für 

sämtliche dieser Ansprüche, Rechte und sonstigen Rechtsfragen ist, soweit gesetzlich 

zulässig, Frankfurt am Main. 

 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig, 

unwirksam oder undurchführbar sein oder werden oder sollte der Vertrag lückenhaft 

sein, so wird dadurch der Vertrag in seinem übrigen Inhalt nicht berührt. An die Stelle 

der nichtigen, unwirksamen, undurchführbaren oder fehlenden Regelung tritt eine 

solche Regelung, die in gesetzlich zulässiger Weise dem wirtschaftlichen Zweck dieses 

Vertrages am nächsten kommt und die die Parteien vereinbart hätten, wenn sie die 

Nichtigkeit, Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder die Lückenhaftigkeit erkannt 

hätten. 

 

Frankfurt am Main, den __. Dezember 2022 
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Deutsche Geothermische Immobilien AG, 

vertreten durch den Vorstand 

 

___________________________________________  

Christoph Charpentier (Vorstand) 

 

 

Frankfurt am Main, den __. Dezember 2022 

DGI Holding GmbH, 

vertreten durch ihren Geschäftsführer 

 

___________________________________________  

Martin Müller 


